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Die Kleine Anfrage beehre ich mich namens der Bundesregierung 
wie folgt zu beantworten : 

Die Freigabe der Entschädigungsansprüche der Altsparer ist durch 
den Gesetzgeber in §§ 18 und 19 des Altsparergesetzes in Verbin- 
dung mit § 323 Abs. 6 des Lastenausgleichs gesetzes festgelegt. Die 
Regelung beruht auf der Erkenntnis, daß der Ausgleichsfonds die 
zur Durchführung des Altsparergesetzes erforderlichen beträchtlichen 
Summen — es handelt sich um nahezu 3 Milliarden DM — nicht 
kurzfristig in voller Höhe, sondern nur bei Verteilung auf die 
Laufzeit des Lastenausglcichs (bis 1979) aufbnngen kann. Den 
Instituten, welche das Aitsparergesetz durchführen, konnte demnach 
auch die Freigabe der entsprechenden Entschädigungsgutschriften 
verbindlich nur in demselben Zeitmaß aufgegeben werden. 

In der Tat haben aber die beteiligten Institute die Entschädigungs- 
ansprüche der Altsparer bereits zum überwiegenden Teil durch 
Maßnahmen der Vorfinanzierung freiwillig freigegeben. Die Bundes- 
regierung hat diese Maßnahmen erleichtert, indem s-e durch Rechts- 
verordnung den vorfinanzierenden Instituten die Barverzinsung ihrer 
Deckungsforderungen gewährleistet hat. Die Vorfinanzierung ist 
bisher im wesentlichen nur im Bereich der Lebensversicherung auf 
Schwierigkeiten gestoßen. Doch haben auch die Lebensversicherungs- 
unternehmen in Härtefällen, insbesondere bei vorgesclirittenem Alter 
des Sparers, den Betrag der Gutschriften vorzeitig ausbezahlt. 
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Eine „Zwischenfinanzierung” der Entschädigungsgutschriften müßte 
sich, wie sich aus dem oben Gesagten ergibt, auf die Zeit bis 1979, 
also auf einen Zeitraum von über 20 Jahren, beziehen. Voraus- 
setzung für diese Lösung wäre es, für die gesamte Dauer die erforder- 
lichen Mittel durch den Haushaltsplan bereitzustellen. Eine solche Maß- 
nahme könnte aber, von anderen Gründen abgesehen, auch des- 
wegen nicht empfohlen werden, weil damit der überwiegenden 
Mehrzahl der Institute, welche in vollem Umfang freiwillig vor- 
finanziert haben, nachträglich die Überlegung nahegebracht würde, 
daß sie durch Unterlassung der Vorfinanzierung den Staat hätten 
veranlassen können, ihnen die Vorfinanzierung abzunehmen. 

Es darf im übrigen auf folgendes hingewiesen werden; Der Deutsche 
Bundestag hat erst kürzlich im Rahmen des Gesetzes über die 
Tilgung von Ausgleichsforderungen (§ 9 Abs. 2 Nr. 1) — Bundes- 
tagsdrucksachen 2008, 1697 — beschlossen, daß bei der Prüfung, ob 
ein vordringlicher Ankauf von Ausgleichsforderungen geboten ist, 
im Falle der freiwilligen Vorfinanzierung die entsprechenden 
Deckungsforderungen im Sinne des § 19 des Altsparergesetzes 
berücksichtigt werden, um den Instituten den Entschluß zur Vor- 
finanzierung von Entschädigungsgutschriften zu erleichtern. 


In Vertretung 
Hartmann 



